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TEIL I – BAULEITPLANERISCHER TEIL

1 Räumlicher Geltungsbereich

Der Plangeltungsbereich des B-Plans Nr. 45 umfasst Teile des Nord- und des Ostufers des Bordes-
holmer Sees. Er befindet sich im Bereich des Bordesholmer Sees, belegen an der Eidersteder 
Straße, der Holstenstraße und der Heintzestraße.

Der Plangeltungsbereich hat eine Größe von 6,9 ha.

2 Planungserfordernis, Planungsziele

Beim Plangebiet des B-Plans Nr. 45 handelt es sich um Flächen, die bereits vollständig bebaut 
sind. Teilbereiche an der Heintzestraße wurden im 19. Jahrhundert errichtet, einige Gebäude der 
Wohnbebauung im nördlichen Bereich der Eidersteder Straße sind noch aus der Entstehungszeit 
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts erhalten. Ein Teil der vorhandenen Bebauung im Plange-
biet entstand durch Abriss, Neubau und Nachverdichtung. Im südlichen Teilbereich befindet sich 
ein alteingesessener Handwerksbetrieb (Zimmerei), weitere Kleinbetriebe sowie eine Kindertages-
stätte und ein Jugendtreff.

Das Plangebiet befindet sich im bestehenden Siedlungsgefüge und ist als sogenannter „Innenbe-
reich“ nach § 34 BauGB zu beurteilen. Aufgrund der attraktiven Lage in unmittelbarer Seeufernähe 
gibt es regelmäßig Bauvoranfragen, die auch der Gemeinde zur Beurteilung vorgelegt werden. 
Um die Flächen einer geordneten städtebaulichen  Entwicklung zuzuführen und einen klaren pla-
nungsrechtlichen Rahmen aufzustellen, hat die Gemeinde Bordesholm beschlossen, für das Ge-
biet einen Bebauungsplan aufzustellen. Dabei soll aus städtebaulichen Gründen, die in den Kapi-
teln 6 (Planerische Konzeption) und 8 (Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen) näher 
erläutert werden, der Bestandssicherung der Vorrang gegenüber baulichen Erweiterungsmöglich-
keiten eingeräumt werden.

Die Gemeindevertretung hat die Aufstellung des B-Plans Nr. 45 am 27.09.2022 beschlossen. Fol-
gende Planungsziele werden mit der Aufstellung des Bebauungsplans verfolgt:

• Schaffung einer rechtlichen Grundlage für die Beurteilung von Vorhaben (Bauvorhaben) in 
einem sensiblen Bereich unter Berücksichtigung der Umwelt- und Naturschutzbelange in 
Seenähe,

• Steuerung  der  Nachverdichtung  bzw.  Umstrukturierung  dieses  Ortsbereiches  auf  der 
Grundlage des BauGB unter Berücksichtigung der Umwelt- und Naturschutzbelange (Vor-
gabe BauGB: städtebauliche Entwicklungen sollen vorrangig im Innenbereich erfolgen),

• Steuerung und Planung des ruhenden und fließenden Verkehrs soweit es für die Entwick-
lung des Plangebietes notwendig ist, um Konflikte auszuschließen,

• Regelungen und klare Vorgaben zur Art der Nutzung und zum Maß der baulichen Nut-
zung zur Vermeidung von Fehlentwicklungen, auch weil zukünftige Vorhaben sich in die 
bestehende Nutzungs- und Gebäudestruktur einfügen sollen,

• Festsetzungen zur Freiraumqualität sowie zum Klimaschutz zur Entwicklung eines nachhal-
tigen Ortsteiles.

Die seeseitigen Grundstücke in den Allgemeinen Wohngebieten (WA) befinden sich innerhalb 
des 50 m breiten Schutzstreifens an Gewässern gemäß § 35 LNatSchG i.d.F. vom 06.12.2022. In-
nerhalb dieses Schutzstreifens dürfen bauliche Anlagen nicht gebaut oder wesentlich erweitert 
werden. Diese Regelung ist gem. § 35 Abs. 3 Nr. 3c LNatSchG nicht anzuwenden für Bebauung, 
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die sich gemäß § 34 BauGB im Innenbereich befindet und für die ein Anspruch auf Bebauung be-
steht. Die Grundstücke des gesamten Plangeltungsbereichs befinden sich innerhalb der bebauten 
Ortsteile nach § 34 BauGB.

Nach § 35 Abs. 4 Nr. 4 LNatSchG können für die Aufstellung eines Bebauungsplanes Ausnahmen 
erteilt werden. Die untere Naturschutzbehörde wird im frühzeitigen Beteiligungsverfahren nach § 4 
Abs.1 BauGB um Stellungnahme dazu gebeten. 

3 Planungsvoraussetzungen 

3.1 Landesentwicklungsplan 

Der seit 2021 wirksame Landesentwicklungsplan formuliert die Leitlinien der räumlichen Entwick-
lung in Schleswig-Holstein und setzt mit den Zielen und Grundsätzen den Rahmen, an dem sich 
Städte und Gemeinden zu orientieren haben. 

Der Landesentwicklungsplan beinhaltet für die Gemeinde Bordesholm folgende Aussagen: 

• Die Gemeinde liegt innerhalb des Ordnungsraumes des Oberzentrums Kiel.

• Bordesholm ist Unterzentrum und äußerer Siedlungsachsenschwerpunkt.

• Die Gemeinde tangiert den 10km-Umkreis um das Oberzentrum Neumünster.

• Die Bahnlinie Kiel – Neumünster quert das Gemeindegebiet, dargestellt als „Bahnstrecke 
ein- oder mehrgleisig“. 

• Die Gemeinde Bordesholm liegt innerhalb eines Entwicklungsraums für Tourismus und Er-
holung. 
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3.2 Regionalplan

Der Regionalplan für den Planungsraum III (2000) stellt die Lage der Gemeinde Bordesholm im 
Ordnungsraum des Oberzentrums Kiel dar. Die Gemeinde Bordesholm ist Unterzentrum und be-
findet sich am äußeren Endpunkt einer Siedlungsachse. 

3.3 Flächennutzungsplan

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Bordesholm (rechtswirksam seit 2001) 
zeigt für das Plangebiet folgende Darstellungen: 

• Wohnbauflächen für die Bereiche südlich der Heintzestraße, östlich der Eidersteder Straße 
sowie nördlich der Seestraße,

• gemischte Bauflächen für den Bereich südlich der Seestraße und
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• ein Sonstiges Sondergebiet für die Flächen des Segelsportvereins.

Damit entwickelt sich der B-Plan Nr. 45 aus dem Flächennutzungsplan.

3.4 Landschaftsrahmenplan

Der Landschaftsrahmenplan stellt die Lage des Plangebietes innerhalb eines Trinkwassergewin-
nungsgebietes dar. Alle weiteren Aussagen betreffen nicht unmittelbar den Plangeltungsbereich. 
Der Bordesholmer See wird als gesetzlich geschütztes Biotop dargestellt und befindet sich inner-
halb eines Biosphärenreservates. 

3.5 Landschaftsplan

Im Landschaftsplan der Gemeinde Bordesholm werden im Plangeltungsbereich gemäß der vor-
handenen baulichen Nutzungen Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen im südlichen Teilbe-
reich dargestellt. 

Der Gewässerschutzstreifen nach Landesnaturschutzgesetz wird nachrichtlich dargestellt. Des wei-
teren sind erhaltenswerter Baumbestand und Kulturdenkmale gekennzeichnet. 

Für den angrenzenden Bordesholmer See werden folgende Aussagen getroffen: 

• Bestand aus Röhricht, Hochstaudenried 

• geschützte Ufervegetation 

• Maßnahmenflächen zum Biotopschutz 

• der gesamte Bordesholmer See ist als Schwerpunktbereich für den lokalen Biotopverbund 
dargestellt

Die vorliegende Planung entspricht den Zielen des Landschaftsplans. 
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4 Bestandsbeschreibung

Der Plangeltungsbereich des B-Plans Nr. 45 ist bereits vollständig bebaut. Dabei lässt sich das Ge-
biet in drei Bereiche gliedern:

• Nord: straßenorientierte, verdichtete Randbebauung mit teilweise gewerblichen Nutzun-
gen in  den Erdgeschossen und Wohnnutzungen in  den Obergeschossen.  Relativ  tiefe 
Grundstücke zum Seeufer, die teilweise baulich genutzt werden und durch einen gewach-
senen Altbaumbestand geprägt werden. Der Abschnitt hat im öffentlichen Straßenraum 
einen eher dörflichen Charakter mit in Teilen historischer Bebauung und besitzt im Be-
reich der privaten Grundstücke, die zum Seeufer leicht erhöht liegen, eine hohe Wohn-
qualität. Das Seeufer ist von den privaten Grundstücken nicht direkt zugänglich.

• Mitte: gartenbezogene Wohnnutzungen mit großen Privatgrundstücken, die überwiegend 
mit Einfamilienhäusern bebaut sind. Keine direkte Lage am Wasser, die Eidersteder Straße 
trennt die privaten Grundstücke vom Seeuferbereich. Der Altbaumbestand entlang der Ei-
dersteder Straße und auf den Privatgrundstücken trägt in hohem Maße zum grünen Cha-
rakter dieses Teilabschnitts bei.

• Süd: der südliche Abschnitt ist geprägt von einer teilweise lückenhaften Einzelhausbebau-
ung mit attraktivem Seeuferbezug. Über die Seestraße wird das Seeufer (Strandbad, Gas-
tronomie, Wegeführung) erschlossen. Südlich davon befindet sich ein über die Jahre ge-
wachsener gewerblicher Standort. Der attraktive Seeuferweg wird eingegrünt durch eine 
historisch gewachsene Allee.

Die Seeuferbereiche sind durchgehend mit einer natürlichen Ufervegetation aus Schilf, Röhricht 
und Weidenbüschen / -bruchwald bestanden und bilden einen natürlichen Abschluss und Schutz 
des Bordesholmer Sees. Im Bereich des Segelvereins und des Strandbades eröffnet sich der Be-
wohnerschaft und dem Besucher das Bordesholmer Seeufer.

Im nördlichen Bereich gibt es keine räumliche Trennung zwischen den privaten Grundstücken und 
dem Seeuferbereich, wohingegen im mittleren und im südlichen Abschnitt entweder die Eiderste-
der Straße oder der Seeuferweg eine „Barriere“ bilden. 

Bei den Wohngrundstücken liegen augenscheinlich keine Leerstände vor, es wird davon ausge-
gangen, dass Eigentümerwechsel problemlos funktionieren. Die Grundstücke im Plangebiet ma-
chen überwiegend einen sehr gut gepflegten Eindruck, das bezieht auch die Grünflächen und Ge-
hölzstrukturen mit ein. 

5 Städtebauliche Analyse

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 45 wird ein Plangebiet überplant, welches  bereits 
vollständig bebaut ist. Gemeindliches Ziel ist es, den Bestand zu sichern und bauliche Erweite-
rungsmöglichkeiten auf ein der städtebaulichen Zielsetzung (vgl. Kapitel 6) entsprechendes Maß 
zu begrenzen. Um entsprechende Festsetzungen treffen zu können, die dazu beitragen, dass die 
Ziele erreicht werden können, ist im Vorwege eine städtebauliche und freiräumliche Analyse der 
Bestandssituation für den B-Plangeltungsbereich unter Einbeziehung benachbarter Flächen zum 
Bordesholmer Seeufer durchgeführt worden.

Ein besonderes Merkmal, welches die Abgrenzung des Plangeltungsbereichs des B-Plans maß-
geblich bestimmt, ist die direkte Lage am (nordöstlichen) Bordesholmer Seeufer. Das führt zu ei-
ner eher länglichen Ausprägung des Plangebiets mit einer Gesamtlänge von rund 800 Metern 
und einer Breite, die zwischen 20 und 120 Metern variiert. Damit sind alle Grundstücke einbezo-
gen, die entweder unmittelbar an den Seeuferbereich grenzen (nördlicher Abschnitt) oder aber 
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nur durch eine Straße oder einen Fußweg vom Ufer getrennt sind (mittlerer und südlicher Ab-
schnitt). 

Insgesamt gesehen ist das Plangebiet überwiegend locker mit einer Einzelhausbebauung bebaut. 
In Teilbereichen jedoch gibt es aber auch eine „leicht verdichtete“ Bauweise (z.B. die Straßenrand-
bebauung an der Heintzestraße) oder eine „stark verdichtete“ Bauweise (z.B. der gewerblich ge-
prägte Bebauungskomplex im südlichen Abschnitt der Eidersteder Straße). 

Der nordöstliche Bordesholmer Seeuferbereich ist ein hoch attraktiver und gerne von der Bewoh-
nerschaft genutzter Bereich des Ortes. Das Seeufer ist in diesem Bereich zwar nicht durchgängig 
begehbar, es bieten sich aber immer wieder Ausblicke auf den See. Der Seeuferbereich befindet 
sich fast vollständig in öffentlicher Hand und ist beinahe durchgängig mit einem Schilfgürtel und 
Gehölzstrukturen bestanden.  Der Zugang zu den Uferbereichen ist  lediglich im Abschnitt  des 
Strandbades öffentlich zugänglich und besitzt dort mit einem Strand, Gastronomie und einer Ste-
ganlage eine hohe Aufenthaltsqualität. Ein weiterer, eher halböffentlicher Zugang besteht im Be-
reich des Segelsportvereins,  der  den Mitgliedern des Vereins die Nutzung des Bordesholmer 
Sees ermöglicht. Im südlichen Plangebiet gibt es einen Uferweg, der bis zum Strandbad führt und 
von da aus in Richtung Norden gehend auf die Eidersteder Straße verschwenkt. Dieser Straßenab-
schnitt ist durch einen alten Baumbestand geprägt. Weiter in Richtung Norden und Westen führt 
der Weg entlang der Heintzestraße bis zum Westufer des Sees.

Die Seeuferbereiche sind in einem Streifen mit einer Breite von etwa 50 Metern weitestgehend 
unbebaut und unversiegelt. Große Teile davon sind mit einem Schilfgürtel und Gehölzen bewach-
sen, kleinere Abschnitte werden jedoch auch gärtnerisch genutzt oder durch Freizeitnutzungen 
(Strandbad, Segelverein) geprägt.

Die privaten Grundstücke und die vorhandene Bebauung sind in einem guten, gepflegten Zu-
stand, Bewohnerwechsel funktionieren augenscheinlich unproblematisch, Leerstände sind kaum 
vorhanden. Dieser Umstand wird gefördert durch die hohe Wohnqualität mit der schönen und ru-
higen Lage am See und dem in diesem Abschnitt natürlich geprägten Uferbereich. Nachverdich-
tungspotenziale im Rahmen von Baulückenschließungen sind nur vereinzelt vorhanden.

Private Grundstücke, die nicht durch eine Straße oder einen Fußweg vom Uferbereich getrennt 
sind, befinden sich nur im nördlichen Abschnitt. Dort ist die Grenze zwischen privaten und öffentli-
chen Bereichen nicht mit bloßem Auge erkennbar. Aufgrund dieser nicht eindeutig Bestimmbar-
keit der Abgrenzung und der hohen Lagegunst beschränken sich die privaten Nutzungsansprüche 
nicht immer und eindeutig auf die privaten Grundstücke, z.B. in Bezug auf die Gartennutzungen. 
Für diese Bereiche ist ein Nutzungsdruck auf die Bereiche des Seeufers erkennbar.

Als Anziehungspunkte, die auch Besucher von außerhalb in diesen Bereich anlocken, kann das 
Strandbad mit der vorhandenen Gastronomie genannt werden, der Segelsportverein, aber auch 
das Seecafé an der Heintzestraße mit einem schönen Seeblick und die gemeindlichen Einrichtun-
gen der „Kita am See“ und des „Jugendtreffs“, beide gelegen an der Seestraße. Eine weitere Ein-
richtung als Ziel für Kunden und Handwerker ist die alteingesessene Zimmerei mit weiteren bran-
chenverwandten Betrieben. Der durch die ansässigen Betriebe erzeugte Verkehr beeinträchtigt 
augenscheinlich nicht die anderen Abschnitte des Plangebiets, da eine kurze Anbindung über die 
Eidersteder Straße zur übergeordneten Kieler Straße gegeben ist.
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Freiräumliche und städtebauliche Analyse für den B-Plan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“ 
(AC Planergruppe, Sep. 2023)

11



Gemeinde Bordesholm Begründung zum Vorentwurf
Bebauungsplan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“ 04.04.2024

6 Planerische Konzeption 

Mit der Aufstellung eines Bebauungsplans soll  ein planungsrechtlich verbindlicher Rahmen für 
künftige Bauvorhaben im Plangebiet geschaffen werden. 

Wesentliche Zielsetzung des B-Plans Nr. 45 ist die Bestandssicherung und die behutsame Weite-
rentwicklung des Ortsbildes (siehe unten) im Plangebiet, aber auch der Schutz der Seeufer unter 
Berücksichtigung der Umwelt- und Naturschutzbelange. Darüber hinaus soll es auch Festlegun-
gen zu gestalterischen Vorgaben für Neubauten geben.

Der Schutz des Seeufers ergibt sich schon durch die Schutzbestimmungen des Bundes- und des 
Landesnaturschutzgesetzes, neben der Einstufung großer Gehölz- und Schilfflächen als Biotope ist 
hier auch der Gewässerschutzstreifen zu nennen. In diesem 50 Meter breiten Streifen entlang des 
Seeufers sind gem. § 35 LNatSchG keine baulichen Anlagen oder Versiegelungen zulässig. Diese 
Festlegung gilt jedoch nur im Außenbereich, die bebauten Flächen im B-Plangeltungsbereich be-
finden sich jedoch vollständig im Innenbereich. In den B-Planfestsetzungen schlägt sich der Ge-
wässerschutzstreifen insofern nieder, dass für die ufernahen Flächen (private) Grünflächen festge-
legt werden. Die für die Aufstellung des B-Planes erforderliche Ausnahme gemäß § 35 (4) Nr. 4 
LNatSchG wird in Verbindung mit § 51 LNatSchG von der UNB erbeten, da eine weitere Bebau-
ung an das Seeufer heranrückende Bebauung nicht erfolgen soll. 

Behutsame Weiterentwicklung des Ortsbildes bedeutet, dass die Maßstäblichkeit der vorhande-
nen Bebauung hinsichtlich der zulässigen Grundfläche und der Gebäudehöhen einen städtebauli-
chen Rahmen vorgeben soll für die zukünftige Ausnutzbarkeit der Grundstücke. Die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes sollen dabei einerseits behutsame Erweiterungen ermöglichen, ande-
rerseits  städtebaulich  störende Maßstabssprünge verhindern,  die  derzeit  aufgrund der  Ausle-
gungsfähigkeit des § 34 BauGB nicht gänzlich ausgeschlossen werden können. Hier sollen zukünf-
tig die Festsetzungen des Bebauungsplanes klar definierte Regeln schaffen. Dies bewirkt Rechtssi-
cherheit auch für Bauwillige und Grundstückseigentümer*innen.

Im Vordergrund der planerischen Konzeption steht dabei die Bewahrung der städtebaulichen Ei-
genart des Plangebietes und die Erhaltung des Ortsbildes. Die vorhandene hohe Wohnqualität 
besteht in der hervorragenden Lage am See mit ruhigen, dörflich anmutenden Wohngrundstü-
cken,  die gleichzeitig nicht  weit  entfernt  von Versorgungs-  und Infrastruktureinrichtungen und 
dem Bahnhof liegen. Eine solche Wohnqualität ist geeignet, einen hohen Nachfragedruck zu er-
zeugen nicht nur nach „klassischem“ Wohnraum, sondern auch nach Zweitwohnungs- oder Alters-
ruhesitzen. Ein solcher Nachfragedruck erzeugt den Drang zu einer hohen Ausnutzung der Be-
standsgrundstücke hinsichtlich der überbaubaren Fläche, der Gebäudehöhe und der Anzahl der 
Wohneinheiten. Ungesteuert würde eine solche Situation die derzeitige städtebauliche Struktur 
und das Ortsbild bedrohen. Daher übernimmt der Bebauungsplan Nr. 45 eine entsprechende 
Steuerungsfunktion.

7 Lärmschutz

Einige Grundstücke im Plangebiet liegen im Einflussbereich der gewerblich genutzten Bereiche 
im südlichen Teil des Plangeltungsbereichs und sind dadurch Lärm durch Gewerbenutzung aus-
gesetzt. Es wird daher für den B-Plan Nr. 45 eine lärmtechnische Begutachtung zum Gewerbelärm 
erstellt werden. Die Ergebnisse werden zum Entwurf vorliegen und dann im Bebauungsplan be-
rücksichtigt.
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8 Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen

Da das Plangebiet des B-Plans Nr. 45 bereits vollständig bebaut ist, werden die Flächen entspre-
chend ihrer Bestandsnutzungen festgesetzt und mit  kleineren Erweiterungsmöglichkeiten verse-
hen. Bei der Betrachtung der Bestandssituation wurden dabei deutlich voneinander unterscheid-
bare Bebauungsstrukturen vorgefunden, die zu unterschiedlichen Festsetzungen bei der Art der 
baulichen Nutzung, beim Maß der baulichen Nutzung und bei der Bauweise führen.

Dies gilt insbesondere für die Grundstücke mit Bezug zum Seeufer (WA 1 bis 24, MU 1 und 2 so-
wie SO). Bei näherer Betrachtung lässt sich feststellen, dass dort das im Bestand vorhandene Maß 
der baulichen Nutzung von Grundstück zu Grundstück variiert. Auch Bau- und Dachformen wei-
chen, tlw. erheblich, voneinander ab. Um das Planungsziel einer behutsamen Weiterentwicklung 
des Ortsbildes bei gleichzeitiger hoher Attraktivität der Wohnlage (und damit entsprechendem 
Nachfrage-  und Bebauungsdruck,  vgl.  Kapitel  6)  gewährleisten zu können,  sind daher  grund-
stücksspezifische Festsetzungen bzgl. Dichte und Gebäudehöhen notwendig. Dabei steht dem 
privatem Interesse nach einer möglichst großen Ausnutzung der Grundstücke  das öffentliche In-
teresse der Bewahrung des Ortsbildes und des Erhalts einer dem Ortscharakter entsprechenden 
Bebauungsstruktur entgegen. Für die Grundstücke mit Bezug zum Seeufer (WA 1 bis 24, MU 1 
und 2 sowie SO) wird dem öffentlichen Interesse der Vorrang gegeben, dem privaten Interesse 
wird durch die Möglichkeit behutsamer baulicher Erweiterungen Rechnung getragen.  

Eine Gemeinde darf mit ihrer Bauleitplanung grundsätzlich auch städtebauliche Ziele verfolgen, 
die mehr auf Bewahrung als auf Veränderung der vorhandenen Situation zielen (VGH München - 2 
N 14.2499 vom 18.01.2016). Voraussetzung hierfür ist das Vorliegen städtebaulich beachtlicher 
Belange. Dies ist im vorliegenden Fall gegeben, so dass sowohl dem Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz als auch dem Gleichbehandlungsgebot entsprochen wird (VGH München – 1 N 20.151, Urteil 
v. 15.09.2021).

Im Übrigen enthält auch schon der rechtswirksame B-Plan 17 „Nördliche Klosterinsel samt Zu-
fahrt“, der nordwestlich an den Plangeltungsbereich angrenzt, ähnliche Festsetzungen hinsichtlich 
des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung. Dazu heißt es im städtebaulichen Konzept des B-
Planes 17 „Insgesamt wurde im Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes vor allem 
eine Bestandssicherung betrieben. Die Vorgaben hinsichtlich der überbaubaren Grundstücksflä-
chen lassen nur sehr behutsame Erweiterungs- bzw. Entwicklungsmöglichkeiten zu.“ (Begründung B-
Plan Nr. 17 der Gemeinde Bordesholm, S. 10)

Für die Grundstücke, die keinen unmittelbaren Seeuferbezug haben (WA 25 bis 29 sowie MU 3 
bis 5) zielen die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung ebenfalls auf den Bestandserhalt. 
Der dörfliche Charakter dieses Bereiches mit älterem Bau- und ausgeprägtem Grünbestand soll 
erhalten bleiben, eine höhere bauliche Ausnutzung würde diesen Charakter und das Ortsbild ne-
gativ beeinträchtigen.

Der stark gewerblich geprägte Bereich (MU 6) unterscheidet sich in seiner Bebauungsstruktur 
deutlich von den anderen, eher kleinteilig geprägten Bereichen. Die gewerblich genutzten Bau-
körper sind großflächig und zu einem großen Teil eingeschossig mit flachem oder gering geneig-
tem Dach. Die Gewerbebetriebe sind über Jahrzehnte in einem Wohnumfeld gewachsen. Dies, 
und die Tatsache, dass im Straßenbild die Zweigeschossigkeit nicht überschritten wird, hat offen-
sichtlich dazu beigetragen, dass der Betrieb nicht als ortsbildstörend wahrgenommen wird. Um 
die Verträglichkeit der unterschiedlichen Gebäudetypen im wohnbaulichen und im gewerblichen 
Bereich auch zukünftig sicher zu stellen, werden hier gegliederte Höhenfestsetzungen getroffen. 
Eine Überschreitung der festgesetzten Höhen ist nur für technisch erforderlichen Anlagen zulässig 
und für Schornsteine. 
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Bei der Abgrenzung der Baugebiete wurden auch die Darstellungen des rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplanes der Gemeinde Bordesholm beachtet.

8.1 Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete (WA)

Zulässig sind gemäß § 4 Abs. 2 BauNVO: 

• Wohngebäude,

• die der Versorgung dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stören-
de Handwerksbetriebe,

• Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO und § 1 Abs. 5 BauNVO: 

• Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

• sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

• Anlagen für Verwaltungen.

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO: 

• Anlagen für sportliche Zwecke,

• Gartenbaubetriebe,

• Tankstellen.

Die Festsetzungen der zulässigen, der ausnahmsweise zulässigen und der nicht zulässigen Nut-
zungen weichen teilweise vom Nutzungskatalog der BauNVO für allgemeine Wohngebiete ab. So 
sind Anlagen für sportliche Zwecke nicht zulässig, da sie die Wohnnutzung stören würden. Garten-
baubetriebe und Tankstellen sind in den Allgemeinen Wohngebieten ebenfalls ausgeschlossen, 
da sie sich von ihrem Charakter, ihrem Platzbedarf und ihrem Störungsgrad her nicht einfügen.

Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe und Anlagen 
für Verwaltungen sind ausnahmsweise zulässig, um den Aspekt der Wohnruhe im Einzelfall  im 
Baugenehmigungsverfahren zu prüfen.

Urbane Gebiete (MU 1 bis MU 6)

Urbane Gebiete dienen dem Wohnen sowie der Unterbringung von Gewerbebetrieben und sozi-
alen, kulturellen und anderen Einrichtungen, die die Wohnnutzung nicht wesentlich stören. Ge-
mäß § 1 Abs. 5 BauNVO besteht die Möglichkeit, Nutzungen die gemäß § 6a BauNVO in Urbanen 
Gebieten allgemein zulässig wären, zu beschränken oder auszuschließen, sofern die allgemeine 
Zweckbestimmung des Baugebietes gewahrt bleibt.

Zulässig sind gemäß § 6a Abs. 2 BauNVO: 

• Wohngebäude,

• Geschäfts- und Bürogebäude,

• Einzelhandelsbetriebe mit einer Größe von maximal 500 m² Geschossfläche,

• Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

• sonstige Gewerbebetriebe,

• Anlagen für  Verwaltungen sowie für  kirchliche,  kulturelle,  soziale,  gesundheitliche und 
sportliche Zwecke.

14



Gemeinde Bordesholm Begründung zum Vorentwurf
Bebauungsplan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“ 04.04.2024

Nicht zulässig sind gemäß § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO: 

• Tankstellen,

• Vergnügungsstätten gem. § 6a Abs. 3 Nr. 1 BauNVO.

Die bereits bebauten Grundstücke beidseits der Seestraße sowie im Anschluss südlich davon be-
stehen aus einer Mischung unterschiedlicher Nutzungen und entsprechen in ihrer Ausprägung 
den Urbanen Gebieten gem. § 6a BauNVO. Diese Nutzungsmischung ist  auch im Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Bordesholm dargestellt.

Von den gemäß § 6a Abs. 2 BauNVO allgemein zulässigen Nutzungen werden Tankstellen und 
Vergnügungsstätten  ausgeschlossen.  Die  Ansiedlung  einer  Tankstelle  widerspräche  einerseits 
dem Ziel einer ortsangemessenen baulichen Verdichtung und andererseits der abseitigen Lage 
jenseits der Durchgangsstraße. Mit dem Ausschluss von Vergnügungsstätten soll den vielfach von 
Vergnügungsstätten ausgehenden belastenden Wirkungen auf die Wohnnutzungen in der Nach-
barschaft entgegengewirkt werden.

Sonstige Sondergebiete SO „Segelsport“

Zulässig sind bauliche Anlagen und Einrichtungen für den Betrieb eines Segelsport-Clubs sowie 
eine Steganlage mit einer max. Steglänge von 40 Metern.

Damit werden die bestehenden Flächen des Segelsportvereins langfristig auch planungsrechtlich 
gesichert.

8.2 Maß der baulichen Nutzung

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung folgen der vorstehend beschriebenen plane-
rischen Zielsetzung, durch eine im Wesentlichen bestandsorientierte Ausweisung die vorgefunde-
nen Baustrukturen zu bewahren, aber auch kleinere Erweiterungsmöglichkeiten zuzulassen. 

Die nachfolgend getroffenen Festsetzungen zur Höhe baulicher Anlagen, zur Grundfläche bzw. 
zur Grundflächenzahl und auch zur Festlegung der überbaubaren Flächen orientieren sich dabei 
aus den in den Kapiteln 6 und 8 erläuterten Gründen am Bestand.

Höhe baulicher Anlagen

Die Festsetzung zur Höhe baulicher Anlagen wird in den Baugebieten WA, MU 1 bis 5 und SO 
über die First- und die Traufhöhe als Höchstmaß geregelt, im MU 6 wird das Höchstmaß nur über 
die maximal zulässige Firsthöhe geregelt.

In den Baugebieten WA, MU 1 bis 5 und SO wird mit den Festsetzungen zur First- und Traufhöhe 
dem prioritären Ziel der Bestandssicherung Rechnung getragen. Im Verbund mit den eng gezo-
genen Baugrenzen kann die Erreichung des Ziels gewährleistet werden. Den bestehenden First- 
und Traufhöhen wird ein kleiner Entwicklungsspielraum zugerechnet, so dass Instandhaltung und 
Modernisierungsmaßnahmen möglich  sind,  städtebaulich  wirksame Erhöhungen aber  klar  be-
grenzt werden. Die Festsetzungen werden grundstücksbezogen getroffen.

Im Baugebiet MU 6 werden lediglich Festsetzungen zur maximal zulässigen Firsthöhe getroffen. 
Eine Festsetzung von Traufhöhen wird als entbehrlich angesehen, da in diesem Bereich häufig An- 
und Erweiterungsbauten entstanden sind, mit überwiegend Flachdächern oder flach geneigten 
Dächer. Die Außenwirkung dieser Dachlandschaft wird als eher gering eingeschätzt, da Teilberei-
che gar nicht oder nur schwer einsehbar sind. Daher wird diesbezüglich die Festsetzung von maxi-
mal zulässigen Firsthöhen als ausreichend angesehen. Abhängig von den vorgefundenen, unter-
schiedlichen Firsthöhen, werden im MU 6 mehrere Teilabschnitte gebildet. Der südwestliche Ab-
schnitt und der zentrale Abschnitt ist geprägt von höheren Gebäudeteilen, weswegen hier etwas 
größeren Höhen festgesetzt werden als in den benachbarten Abschnitten.
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Die festgesetzten Firsthöhen (FH) dürfen in den Allgemeinen Wohngebieten (WA) durch Photo-
voltaikanlagen um maximal 1,0 m überschritten werden.

Die maximale Firsthöhe (FH) in den Urbanen Gebieten (MU 1 bis MU 6 darf durch untergeordnete 
Bauteile  wie  Dachaufbauten,  Heiz-  und Klimaanlagen,  Treppenaufgänge,  Lüftungsanlagen etc. 
oder durch sonstige Nutzungen und Nebenanlagen wie Photovoltaikanlagen um maximal 3,00 m 
überschritten werden.

Im Urbanen Gebiet MU 6 dürfen Schornsteine mit einer Grundfläche von insgesamt 30 m² über 
die festgesetzte maximale Firsthöhe (FH) bis zu 25,0 m hinausragen. Damit wird der bestehende 
deutlich höhere Schornstein im Bestand gesichert.

Im gesamten Plangeltungsbereich wird für die maximal Höhe der baulichen Anlagen die Ober-
kante der angrenzenden öffentlichen Erschließungsstraße in Fahrbahnmitte, gemessen senkrecht 
vor der Gebäudemitte, festgelegt. Zur Ermittlung der jeweils maßgeblichen Bezugshöhe sind in 
der Planzeichnung entsprechende Höhenbezugspunkte festgesetzt,  Zwischenhöhen sind durch 
Interpolation zu ermitteln.

Grundfläche / Grundflächenzahl (GRZ)

Die Festsetzungen zur zulässigen Grundfläche bzw. zur Grundflächenzahl orientieren sich am vor-
gefundenen Bestand. 

Um das städtebauliche Ziel mit eng gefassten Entwicklungsspielräumen in den Baugebieten WA, 
MU 1 bis 5 und SO zu erreichen, wird hier zur Bestimmung der zulässigen Dichte die maximal zu-
lässige Grundfläche grundstücksbezogen festgesetzt. Die festgesetzte Grundfläche beinhaltet ei-
nen kleinen Entwicklungsspielraum, um den privaten Interessen nach kleinen Erweiterungen für-
Modernisierungen nachkommen zu können.

Im Baugebiet MU 6 wird die Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) als ausreichend angese-
hen,  damit verbleibt den bestehenden Betrieben Entwicklungsspielraum für  Um-, An- und Neu-
bauten.

In den Baugebieten gelten die Regelungen von § 19 Abs. 4 NauNVO, die besagt, dass die zulässi-
ge Grundfläche durch die Grundfläche von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten und Ne-
benanlagen um bis zu 50% überschritten werden kann.

8.3 Zahl der Wohneinheiten

Dem Erhalt der vorgefundenen Bestandssituation dient auch die Begrenzung der Anzahl der zu-
lässigen Wohneinheiten je Wohngebäude in den Allgemeinen Wohngebieten (WA). Um zu ver-
hindern, dass das ruhige, naturnah gelegene Wohngebiet beeinträchtigt wird, wird die Anzahl der 
Wohnungen in den Allgemeinen Wohngebieten (WA) auf zwei Wohneinheiten je Wohngebäude 
beschränkt. 

8.4 Überbaubare Grundstücksflächen / Bauweise

Baugrenzen

Bei der Festsetzung der überbaubaren Flächen werden, analog zu den Festsetzungen des Maßes 
der Nutzung (Kapitel 8.2) in den Baugebieten WA, MU 1 bis 5 und SO grundstücksbezogene Bau-
felder gebildet. Damit wird dem städtebaulichen Ziel von eher enger gefassten Entwicklungsspiel-
räumen auf den Grundstücken des Plangeltungsbereichs entsprochen.

Im Teilgebiet MU 6 sind die überbaubaren Grundstücksflächen so dimensioniert, dass die beste-
hende eher gewerblich geprägte Bebauung gesichert und eine zukünftige Entwicklung ermög-
licht wird, die das wohnbaulich geprägte Umfeld berücksichtigt.
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Bauweise

Aufgrund  der eher eng gefassten Baugrenzen in den Baugebieten WA, MU 1 bis 5 und SO ist  
dort die Festsetzung einer Bauweise entbehrlich.

Lediglich im Baugebiet MU 6 wird aufgrund der bestehenden Gebäudelängen eine entsprechen-
de abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO mit zulässigen Gebäudelängen von über 
50 Metern festgesetzt, damit kann der Bestand gesichert und Entwicklungsspielräume gewährleis-
tet werden.

8.5 Nebenanlagen / Stellplätze

Nebenanlagen und Stellplätze sind im gesamten Plangeltungsbereich innerhalb und außerhalb 
der festgesetzten überbaubaren Flächen zulässig.

9 Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind

Um den bestehenden Geländehang zu schützen und dem besonderen landschaftsbildprägenden 
Wert des Seeuferbereichs Rechnung zu tragen, werden  auf den von Bebauung freizuhaltenden 
Flächen (in den Baugebieten WA 1 bis 6) Nebenanlagen, Versiegelungen, Aufschüttungen und 
Abgrabungen  ausgeschlossen.

10 Verkehr und Erschließung

Das nördliche Plangebiet wird erschlossen durch die Heintzestraße, die als übergeordnete Ge-
meindestraße in Richtung Westen in Richtung Klosterkirchhof und weiter zur Landesstraße L 49 
und in Richtung Osten zum Ortskern von Bordesholm führt. 

Die Eidersteder Straße erschließt das südliche Plangebiet und mündet im Norden in die Heintze-
straße sowie im Osten an die Ortsdurchfahrt Kieler Straße. Die Eidersteder Straße ist in ihrem 
nördlichen Abschnitt geprägt durch einen großen Altbaumbestand, der das grüne Bild dieses Be-
reichs maßgeblich mitbestimmt.  Diese Bäume im öffentlichen Straßenraum werden gesondert 
festgesetzt. Die Erschließungsstraßen sind derzeit als Tempo-30-Zonen ausgewiesen und werden 
als Straßenverkehrsflächen in ihrem Bestand gesichert. 

Von der Eidersteder Straße zweigen mehrere kleinere Stichwege zum Seeufer ab, diese werden 
entsprechend ihrer Funktion unterschiedlich festgesetzt: 

• im WA zwischen den Baugebieten 22 und 23 beginnt in Richtung Süden ein uferbeglei-
tender Fußweg (Festsetzung: Fußgängerbereich),

• die Seestraße steht für den motorisierten Verkehr lediglich den Anliegern der angrenzen-
den Grundstücke und den Einrichtungen der Bordesholmer Seeterrassen (Gastronomie / 
Badestelle) zur Verfügung (Festsetzung: Anlieger), hierüber erfolgt auch (im Rahmen einer 
privatrechtlichen Vereinbarung zwischen der Gemeinde und dem Eigentümer) die Anbin-
dung des Baugebiets Nr. 24 im WA und

• der verkehrsberuhigte Bereich am südlichen Rand des Plangebiets  wird entsprechend 
auch im B-Plan festgesetzt.

Der ruhende Verkehr wird einerseits auf den Grundstücken (private Stellplätze) untergebracht, im 
öffentlichen Straßenraum der  Eidersteder  Straße sind straßenbegleitend öffentliche Parkplätze 
vorhanden. Darüber hinaus befinden sich im nördlichen Bereich zwei gut erreichbare, öffentliche 
Parkplatzanlagen (außerhalb des Plangebiets), diese befinden sich gegenüber Heintzestraße 34 
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und westlich der Verwaltungsakademie (ca. 300m Entfernung zum nordwestlichen Rand des Plan-
gebiets).

Im gesamten Plangeltungsbereich sind Stellplätze, Garagen, Zufahrten und Nebenanlagen im Sin-
ne von § 14 BauNVO innerhalb und außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig.

Insgesamt liegen keine Hinweise auf Probleme, bspw. in Bezug auf den Parksuchverkehr oder auf 
unfallträchtige Bereiche, vor.

11 Grünordnerische Festsetzungen

11.1 Private Grünflächen

Zur Erhaltung des relativ naturnahen Uferbereichs und damit des harmonischen Erscheinungsbil-
des im Bereich zwischen der Uferkante und der Rückseite der Bebauung werden privaten Grünflä-
chen festgesetzt,  innerhalb derer keine neuen Versiegelungen oder zusätzliche sonstige bauli-
chen Anlagen zulässig sind. Aus denselben Gründen sind dort auch Aufschüttungen und Abgra-
bungen nicht zulässig.

11.2 Erhaltungsfestsetzungen 

Entlang der Eiderstedter Straße befindet sich eine ortsbildprägende Baumreihe aus Linden, die 
durch die Baumschutzsatzung geschützt sind. Mit einer Erhaltungsfestsetzung wird der dauerhafte 
Erhalt dieser Baumreihe als wichtige prägende Grünstruktur gesichert.

11.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB)

Ausschluss von Schottergärten und Steinbeeten

Es wird vor dem Hintergrund der Aussagen des § 1 Abs. 5 BauGB durch Festsetzung im Bebau-
ungsplan die Anlage von Schottergärten und Steinbeeten und die damit verbundene Verwen-
dung von Gartenfolien ausgeschlossen. Entsprechend gestaltete Flächen bieten keinen Lebens-
raum für Tiere und Pflanzen, unterbinden das Bodenleben und beeinträchtigen die Versickerungs-
fähigkeit des Bodens. Sie stehen im Gegensatz zu dem Ziel, den Klimaschutz zu fördern und sind 
daher nicht mit dem Wohl der Allgemeinheit vereinbar. 

Mit dieser Festsetzung soll sichergestellt werden, dass bei zukünftigen Umgestaltungen von Gär-
ten keine Schottergärten und Steinbeete einstehen. 

Dachbegrünung

Um die Auswirkungen der geplanten Bebauung auf das örtliche Klima sowie den Grundwasser-
haushalt zu minimieren, wird im gesamten Plangebiet für alle flach geneigten Dächer der Haupt- 
und Nebenanlagen mit einer Dachneigung von 0° bis 25° bei neu geplanten Gebäuden eine ex-
tensive Dachbegrünung vorgesehen. Eine durchwurzelbare Gesamtschichtdicke von mindestens 
8 cm ist für Nebenanlagen vorzusehen. Für Hauptgebäude ist eine durchwurzelbare Gesamts-
chichtdicke von mindestens 12 cm vorzusehen. 

Die Begrünung von Dachflächen schafft stadtökologisch wirksame Vegetationsflächen, die Ersatz-
lebensräume insbesondere für Tiere wie Insekten und Vogelarten bieten. In Verbindung mit Bio-
topstrukturen der Umgebung trägt dies zu einer Vernetzung von Lebensräumen bei. Für die Wirk-
samkeit der Dachbegrünung im Hinblick auf Biotopfunktion, Bodenfunktion, Funktionen zur Ver-
besserung des Wasserhaushalts und des Klimas sowie auf das Ortsbild ist eine Aufbaustärke des 
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durchwurzelbaren Substrataufbaus erforderlich, die eine Begrünung auch mit Gräsern und Stau-
den ermöglicht. Gleichzeitig muss die in der Regel geringere Traglast bei Nebenanlagen berück-
sichtigt werden. Deshalb wird eine durchwurzelbare Mindeststärke von 8 cm festgesetzt.

Dachbegrünungen werden  nur für flach geneigte Dächer bis 25° festgesetzt, weil bis zu dieser 
Neigung eine Begrünung mit relativ geringem baulichen Aufwand realisierbar ist. Die Festsetzun-
gen gelten nur für neu zu errichtende Gebäude, Bestandsgebäude mit flach geneigten Dächern 
sind von der Begrünungsverpflichtung ausgenommen. 

Artenschutzrechtliche Maßnahmen

Die auf Basis einer Potenzialanalyse getroffenen Vermeidungsmaßnahmen werden als Festsetzun-
gen in Text Teil B übernommen. Es werden Bauzeitenregelungen zu Gehölzfällungen und zu mög-
lichen Gebäudeabrissen festgesetzt. Ziel der Festsetzung ist es, Tötungen von geschützten Fleder-
mäuse sicher zu vermeiden. 

12 Gestalterische Festsetzungen

Gestalterischen Festsetzungen werden lediglich auf die Wahl von Dachdeckungsmaterialien be-
schränkt, um nicht ortsübliche Materialien zu vermeiden.

12.1 Dachdeckungsmaterialien

Im gesamten Plangeltungsbereich sind glänzende und stark reflektierende Dacheindeckungsma-
terialien nicht zulässig. Bei Wintergärten und überdachten Terrassen sind auch transparente Aus-
führungen (Glas oder vergleichbare transparente Materialien) zulässig.

Anlagen zur Energiegewinnung (z.B. Photovoltaikanlagen, Solarthermie) sowie Gründächer sind 
im gesamten Plangeltungsbereich auf allen Dächern zulässig.

13 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebiets ist über die vorhandenen Anschlüsse an das bestehen-
de Leitungsnetz gesichert.  Dies gilt  für die Versorgung mit Frischwasser, die Stromversorgung 
und die Schmutzwasserbeseitigung. Auch Anschlüsse für Telekommunikation sind bereits vorhan-
den. Eine Veränderung der technischen Ver- und Entsorgung ist nicht beabsichtigt.

13.1 Oberflächenentwässerung

Als Grundlage der Betrachtung der Oberflächenwassersituation wird der gemeinsame Erlass vom 
10.10.2019 (MELUND / MILI) zu den wasserrechtlichen Anforderungen zum Umgang mit Regen-
wasser herangezogen. Dieser Erlass soll primär in Neubaugebieten Anwendung finden, für Be-
standsgebiete sind sie ein Mittel für die Überprüfung bei hydraulischen Problemen in Gewässern.

Mit dem vorliegenden Planverfahren wird für ein bereits vollständig bebautes Bestandsgebiet ein 
neuer Bebauungsplan aufgestellt. Hierbei handelt es sich um einen bestandserhaltenden Bebau-
ungsplan. Es werden keine neuen Bauvorhaben ermöglicht, der Versiegelungsgrad erfährt durch 
die Neuaufstellung des B-Plans im Vergleich zur alternativen Beurteilung nach § 34 BauGB keine 
Änderung.

Damit sind keine Änderungen an der Situation der Oberflächenentwässerung verbunden.
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13.2 Brandschutz

Die Löschwasserversorgung für den Feuerwehreinsatz ist unter Anwendung der DVGW Arbeits-
blätter W 405 - Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung - und 
W 331 - Hydrantenrichtlinie – bzw. der Industrierichtlinie sicherzustellen. Der Abstand zwischen 
den Hydranten ist nach Arbeitsblatt W 331 des DVGW – Regelwerks zu bestimmen. Als ausrei-
chend wird ein Abstand von 80 – 100 m angesehen.

Die Zufahrten für die Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge müssen den Anforderungen der Landes-
bauordnung und den „Musterrichtlinien für Flächen für die Feuerwehr“ genügen und sind im Rah-
men der Baugenehmigungsverfahren zu beachten.

14 Flächenbilanz

Die Flächenbilanz des Plangebietes zeigt sich aktuell wie folgt:

Allgemeine Wohngebiete (WA): 30.590 m²

Urbane Gebiete (MU): 22.840 m²

Sonstige Sondergebiete SO „Segelsport“: 1.020 m²

Straßenverkehrsflächen: 8.030 m²

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: 1.710 m²

Private Grünflächen:                                                                5.000 m²  

Gesamtfläche Plangeltungsbereich: 69.190 m²

15 Nachrichtliche Übernahmen / Hinweise

15.1 Denkmalschutz 

Eine Vorabstimmung mit dem Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein ergab für den 
Plangeltungsbereich des B-Plans Nr. 45, dass dort drei nach dem alten Denkmalschutzgesetz als 
„einfache Kulturdenkmale“ eingestufte Gebäude (§ 1 Abs. 2 DSchG a.F.) bekannt sind (Heintze-
straße 32, Heintzestraße 40 und Eidersteder Straße 2). Diese wurden nach dem aktuellen Denk-
malschutzgesetz (DSchG 2015) noch nicht bewertet, eine abschließende Prüfung steht noch aus.

Das aktuelle Denkmalschutzgesetz sieht vor, dass den Objekten, die in die Denkmalliste aufge-
nommen werden, ein „besonderer Wert“ beigemessen werden muss, der sich von den gesetzlich 
definierten Kriterien ableitet.

15.2 Baumschutzsatzung 

Auf den privaten Grundstücken unterliegen zahlreiche Einzelbäume den Bestimmungen der Sat-
zung der Gemeinde Bordesholm zum Schutze des Baumbestandes vom 27.09.2022.

Die Schutzbestimmungen sind von den Grundstückseigentümern zwingend zu beachten. 

15.3 Stellplatzsatzung 

Es gilt die Satzung der Gemeinde Bordesholm über die Herstellung von notwendigen Stellplätzen 
für Kraftfahrzeuge (Stellplatzsatzung) in der Fassung vom 13.12.2022.
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TEIL II – UMWELTBERICHT

16 Einleitung (BauGB Anlage 1 Nr. 1)

16.1 Gesetzliche Grundlagen

Im Rahmen der Bauleitplanung ist gem. § 2 (4) BauGB für die Belange des Umweltschutzes eine 
Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen er-
mittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Der Umweltbericht ist Be-
standteil der Begründung. 

Der Umweltbericht ist im Verfahren fortzuschreiben, da er die Ergebnisse der Umweltprüfung und 
damit u.a. Ergebnisse der Abwägung des Planungsträgers in der Auseinandersetzung mit Stel-
lungnahmen aus der öffentlichen Auslegung zu dokumentieren hat. 

Wesentliches Ziel des Umweltberichtes ist neben der Aufbereitung des umweltrelevanten Abwä-
gungsmaterials hiernach, Dritten eine Beurteilung zu ermöglichen, inwieweit sie von Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes betroffen sein können. 

Der Umweltbericht wird nach den Vorgaben der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB er-
stellt. 

Die Untersuchungstiefe der Umweltprüfung orientiert sich in Übereinstimmung mit der Formulie-
rung in § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB an den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 45. Geprüft wird, 
welche erheblichen Auswirkungen durch die Umsetzung des Bebauungsplanes auf die Umweltbe-
lange entstehen können und welche Einwirkungen auf die geplanten Nutzungen aus der Umge-
bung erheblich einwirken können, nicht jedoch außergewöhnliche und nicht vorhersehbare Ereig-
nisse. Da kein vorhabenbezogener Bebauungsplan vorliegt, beinhaltet diese Prüfung die Auswir-
kungen der Bauphase nur soweit sie allgemein für die festgesetzte Art der Nutzung abzuleiten 
sind. 

16.2 Untersuchungsraum

Der Untersuchungsraum umfasst den Plangeltungsbereich des Bebauungsplans Nr.  45 und die 
nähere Umgebung, die von den Planungen betroffen sein könnte. 

17 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung bei der Aufstellung

(BauGB Anlage 1 Nr. 1 Buchstabe a)

17.1 Fachgesetzliche Ziele

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

§ 1 BNatSchG: "Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrund-
lagen des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und 
unbesiedelten Bereich so zu schützen, zu pflegen und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, 
dass 

1. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, 

2. die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, 

3. die Tier- und Pflanzenwelt, einschließlich ihrer Lebensstätten und Lebensräume sowie 

4. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft 
auf Dauer gesichert sind." 
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§ 15 Abs. 1 BNatSchG: "Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflichten, vermeidbare Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen." 

Der Vermeidungsgedanke findet im weiteren Verfahren über grünordnerische Festsetzungen Ein-
gang in die Planung, die die Minimierung bzw. Vermeidung von Beeinträchtigungen zum Ziel ha-
ben. Das beinhaltet beispielsweise Erhaltungsfestsetzungen für vorhandene Bäume, Ausschluss 
von Schottergärten und voraussichtlich auch Regelungen zur Oberflächenentwässerung.

§ 15 Abs. 2 BNatSchG: "Der Verursacher ist zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträchtigungen 
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaß-
nahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). 

Die vorliegende Planung wird voraussichtlich zu geringfügigen Eingriffen in die Schutzgüter Bo-
den und Wasser führen. 

Im gesamten Plangeltungsbereich besteht Baurecht nach § 34 BauGB. Um nicht in bereits beste-
hendes Baurecht einzugreifen, sollen im Rahmen des aufzustellenden Bebauungsplans Nr. 45 nur 
solche Neubauvorhaben ermöglicht werden, für die auch heute schon Baurecht nach § 34 BauGB 
besteht. Damit handelt es sich um einen bestandserhaltenden Bebauungsplan.

In Bezug auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gilt, dass ein Ausgleich der Eingriffe ge-
mäß § 1a Absatz 3 Satz 3 BauGB nicht erforderlich ist, sofern die Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Es sind somit keine Eingriffe zu bilanzieren 
oder auszugleichen. 

§ 30 BNatSchG i. V. m. § 21 LNatSchG: Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Ver-
änderung des charakteristischen Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beein-
trächtigung der gesetzlich geschützten Biotope führen können, sind verboten (Gesetzlicher Bio-
topschutz). 

Im Plangebiet sind keine gesetzlich geschützten Biotope vorhanden. Allerdings besteht das un-
mittelbar westlich an den Plangeltungsbereich angrenzende Seeufer des Bordesholmer Sees fast 
durchgängig aus gesetzlich geschützten Biotopen. Ebenfalls unter Schutz steht die Allee entlang 
des Seeufers im südlichen Teil des Plangebietes (Eckholm Allee), die sich außerhalb des Plangel-
tungsbereichs befindet. Die vorliegenden Planung hat keine Beeinträchtigungen dieser Biotope 
zur Folge. 

§ 35 LNatSchG Abs. 4 Nr. 4:

§ 35 Landesnaturschutzgesetz regelt die Nutzung von Schutzstreifen an Gewässern. An Seen mit 
einer Größe von mindestens 1 Hektar dürfen bauliche Anlagen in einem Abstand von 50 m land-
wärts von der Wasserlinie nicht errichtet oder wesentlich erweitert werden. Im vorliegenden Ver-
fahren wird eine Inaussichtstellung der für die Aufstellung des B-Planes erforderlichen Ausnahme 
gemäß § 35 (4) Nr. 4 LNatSchG in Verbindung mit § 51 LNatSchG von der Unteren Naturschutzbe-
hörde angestrebt, da eine weitere Bebauung am Seeufer nicht erfolgen soll. Die Inhalte des B-Pla-
nes lassen sich daher mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinba-
ren.

§ 44 BNatSchG stellt die zentrale nationale Vorschrift des besonderen Artenschutzes dar. Er bein-
haltet  für  die  besonders  geschützten sowie  die  streng geschützten Tiere  und Pflanzen unter-
schiedliche Verbotstatbestände. 

Zur Beurteilung der Auswirkungen der Planungen auf die im Plangebiet vorkommenden Arten 
wurde geprüft, ob Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG durch die Umsetzung der Planung 
betroffen sein können. Die artenschutzrechtliche Konfliktanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass 
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bei Einhaltung der genannten Bauzeitenregelungen die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 
nicht berührt sind (siehe Kapitel 21). 

Die Bauzeitenfenster werden als Festsetzung in Text Teil B übernommen. 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 

§ 1 BBodSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern 
oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden 
und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge 
gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sol-
len Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- 
und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden." 

Dem gesetzlichen Bodenschutz wird durch die Begrenzung der zulässigen Versiegelung Rech-
nung getragen. Der Bebauungsplan lässt nur sehr begrenzt bauliche Erweiterungen im Bestand 
sowie die Schließung einzelner Baulücken zu. 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 

§ 1 Abs. 1 BImSchG: "Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, 
das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen." 

§ 50 BImSchG: "Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sind die für eine bestimmte 
Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen 
und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsberei-
chen hervorgerufenen Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen die-
nenden Gebiet sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden wer-
den." 

Einige Grundstücke im Plangebiet liegen im Einflussbereich der gewerblich genutzten Bereiche 
im südlichen Teil des Plangeltungsbereichs und sind dadurch Lärm durch Gewerbenutzung aus-
gesetzt. Es wird daher für den B-Plan Nr. 45 eine lärmtechnische Begutachtung zum Gewerbelärm 
erstellt werden. Die Ergebnisse werden zum Entwurf vorliegen und dann im Bebauungsplan be-
rücksichtigt.

Beeinträchtigungen durch Licht, Staub, Gerüche, Strahlung und Erschütterungen sind nicht zu er-
warten. 

§ 38 WHG (Wasserhaushaltsgesetz): 

§ 1: „Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung die Gewäs-
ser als Bestandteil des Naturhaushalts, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebensraum für 
Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schützen.“ 

§ 51 Festsetzung von Wasserschutzgebieten: 

Abs. 1 „Soweit es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, 

1. Gewässer im Interesse der derzeit bestehenden oder künftigen öffentlichen Wasserversorgung 
vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen, 

2. das Grundwasser anzureichern oder 

3. das schädliche Abfließen von Niederschlagswasser sowie das Abschwemmen und den Eintrag 
von Bodenbestandteilen, Dünge- oder Pflanzenbehandlungsmitteln in Gewässer zu vermeiden, 

kann die Landesregierung durch Rechtsverordnung Wasserschutzgebiete festsetzen.“

23



Gemeinde Bordesholm Begründung zum Vorentwurf
Bebauungsplan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“ 04.04.2024

§ 52 Besondere Anforderungen in Wasserschutzgebieten: 

Abs. 1 „In der Rechtsverordnung nach § 51 Absatz 1 oder durch behördliche Entscheidung kön-
nen in Wasserschutzgebieten, soweit der Schutzzweck dies erfordert, 

1. bestimmte Handlungen verboten oder für nur eingeschränkt zulässig erklärt werden, 

2. die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken verpflichtet werden, 

a) bestimmte auf das Grundstück bezogene Handlungen vorzunehmen, insbesondere die 
Grundstücke nur in bestimmter Weise zu nutzen, 

b) Aufzeichnungen über die Bewirtschaftung der Grundstücke anzufertigen, aufzubewah-
ren und der zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen,

c) Bestimmte Maßnahmen zu dulden, insbesondere die Beobachtung des Gewässers und 
des Bodens, die Überwachung von Schutzbestimmungen, die Errichtung von Zäunen so-
wie Kennzeichnungen, Bepflanzungen und Aufforstungen, 

3. Begünstigte verpflichtet werden, die nach Nummer 2 Buchstabe c zu duldenden Maßnahmen 
vorzunehmen.“

Der schonende Umgang mit dem Schutzgut Wasser wird im weiteren Verfahren berücksichtigt. Es 
wird geprüft, ob und welche Maßnahmen zur Minimierung der Eingriffe in das Schutzgut Wasser 
in den Bebauungsplan übernommen werden. 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Trinkwassergewinnungsgebietes. 

17.2 Ziele aus Fachplanungen

Landschaftsrahmenplan

Der Landschaftsrahmenplan stellt die Lage des Plangebietes innerhalb eines Trinkwassergewin-
nungsgebietes dar. Alle weiteren Aussagen betreffen nicht unmittelbar den Plangeltungsbereich. 
Der Bordesholmer See wird als gesetzlich geschütztes Biotop dargestellt und befindet sich inner-
halb eines Biosphärenreservates.

Landschaftsplan

Im Landschaft der Gemeinde Bordesholm werden im Plangeltungsbereich gemäß der vorhande-
nen baulichen Nutzungen Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen im südlichen Teilbereich 
dargestellt. 

Der Gewässerschutzstreifen nach Landesnaturschutzgesetz wird nachrichtlich dargestellt. Des wei-
teren sind erhaltenswerter Baumbestand und Kulturdenkmale gekennzeichnet. 

Für den angrenzenden Bordesholmer See werden folgende Aussagen getroffen: 

– Bestand aus Röhricht, Hochstaudenried 
– geschützte Ufervegetation 
– Maßnahmenfächen zum Biotopschutz 
– der gesamte Bordesholmer See ist als Schwerpunktbereich für den lokalen Biotopverbund 

dargestellt
Die vorliegende Planung entspricht den Zielen des Landschaftsplans. 
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18 Zu erwartende Auswirkungen auf die Umwelt

Grundsätzlich sind die zu erwartenden Beeinträchtigungen aufgrund des bestandserhaltenden 
Charakters des Bebauungsplans Nr. 45 nur geringfügig in Relation zu der Größe des Plangebie-
tes. Es sind derzeit keine konkreten Bauvorhaben oder Bau- bzw. Sanierungsabsichten bekannt. 

Die zusätzlich zulässige Bebauung wird zu Versiegelungen des Bodens und damit zu Beeinträchti-
gungen der Schutzgüter Boden und Grundwasser führen. 

Zudem werden die kleineren zulässigen baulichen Erweiterungen bei Umsetzung zu einer Beseiti-
gung von Vegetationsbeständen innerhalb der Gartenflächen führen. 

Auswirkungen auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen können potenziell entstehen durch die Ent-
fernung von einzelnen Bäumen mit Quartierstrukturen für Fledermäuse und durch Gebäudeabris-
se. Die Verträglichkeit der Planung mit geltendem Artenschutzrecht wurde geprüft.

Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch durch Lärmemissionen sind im weiteren Verfahren zu 
prüfen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen der Schutzgüter Kultur- und Sachgüter und Klima sind nicht zu er-
warten. 

19 Untersuchungsrahmen für die Umweltprüfung

Der  Untersuchungsumfang  für  die  Umweltprüfung  dient  nicht  einer  möglichst  vollständigen 
Sammlung und Darstellung aller Schutzgutdaten für das Untersuchungsgebiet. Vielmehr erfolgt 
eine Fokussierung der Untersuchungen auf die Daten, die zur Bewertung der Auswirkungen durch 
den Bebauungsplan Nr. 45 auf die Schutzgüter von Bedeutung sind. Dabei werden bau-, anlage- 
und betriebsbedingte Auswirkungen des Vorhabens berücksichtigt. Nachfolgend wird der Unter-
suchungsrahmen für den Umweltbericht in Tabellenform dargestellt.

Untersuchungsgegenstand Vorhandene Unterlagen Zusätzlich benötigte Un-
terlagen

Schutzgut Fläche
• Aktuelle Flächennutzung
• Bewertung: Inanspruchnahme 

von nicht versiegelten, natur-
betonten Flächen

➔ Relevante Auswirkungen auf 
nicht versiegelte Flächen

 Regionalplan
 Landschaftsrahmenplan
 Landschaftsplan 

 Aktuelle Bestandserfas-
sung

Schutzgut Boden
• Bodentyp/ Bodenart
• Bewertung: Ertragsfähigkeit, 

Standortqualität für natürliche 
Vegetation, Lebensraum für 
natürliche Pflanzen

• Vorbelastungen
➔ Relevante Auswirkungen auf 

das Schutzgut Boden

 Bodenübersichtskarte 1 : 
200.000

 Bodenkarten 1:25.000
 Bodenbewertung Umweltpor-

tal SH
 Landschaftsplan 
 Regionalplan, Landschaftspro-

gramm, Landschaftsrahmen-
plan

-
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Schutzgut Wasser
 Grundwasser
 Oberflächengewässer
 Wasserqualität
 Vorflutverhältnisse
 Bewertung: Natürlichkeit
➔Relevante Auswirkungen auf 

das Schutzgut Wasser

 Landschaftsplan 
 Landschaftsrahmenplan
 Regionalplan

-

Schutzgut Klima/Luft
 Lokalklima
 Klima SH
 Klimawandel
 Bewertung: raumbedeutende 

Klimafunktionen
➔ Relevante Auswirkungen auf 

das Schutzgut Klima
Luftqualität
 Bewertung: raumbedeutende 

Frischluftfunktionen
➔ Relevante Auswirkungen auf 

das Schutzgut Luft

 Luftqualität in SH (Jahresüber-
sichten der Lufthygienischen 
Überwachung SH)

-

Schutzgut Pflanzen
 Gesetzlich geschützte Biotope
 Rote Liste Arten (höhere Pflan-

zenarten)
 Besonders und streng ge-

schützte Arten (höhere Pflan-
zenarten)

 Biotop- und Nutzungstypen
 Prägende Gehölzstrukturen
 Bewertung: Naturnähe, Alter/ 

Ersetzbarkeit, seltene Arten, 
Seltenheit des Biotoptyps

➔ Relevante Auswirkungen auf 
das Schutzgut Pflanzen

 Landschaftsplan 
 Biotopkartierung des LfU

 Aktuelle Bestandserfas-
sung

Schutzgut Tiere
 Brutvögel
 Amphibien
 Fledermäuse
 Bewertung: Seltenheit des Le-

bensraums, Vorkommen plan-
relevanter Arten

➔ Relevante Auswirkungen auf 
das Schutzgut Tiere

➔ Bewertung der artenschutz-
rechtlichen Auswirkungen

 Prüfung artenschutzrechtlicher 
Konflikte in der Begründung 
(Kapitel 21)

-
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Schutzgut biologische Vielfalt
 Biotopverbundsystem
 Schutzgebiete
 Geschütze  und  seltene  Pflan-

zen- und Tierarten
 Bewertung: Lage in natur-

schutzfachlich bedeutsamen 
Gebieten sowie Beachtung be-
sonders schützenswerten Ar-
teninventars

➔ Relevante Auswirkungen auf 
die biologische Vielfalt

 Entsprechend des Materials für 
die Schutzgüter Pflanzen und 
Tiere sowie rechtliche Bindun-
gen und planerische Vorgaben

-

Schutzgut Landschaft
 Prägende Landschaftsstruktu-

ren bzw. ortsbildprägende 
Strukturen

 Sichtbeziehungen
 Historische Kulturlandschaften
 Vorbelastungen
 Bewertung: Natürlichkeit, histo-

rische Kontinuität, Vielfalt
➔ Relevante Auswirkungen auf 

das Landschaftsbild

 Landschaftsplan  Landschaftsbilderfas-
sung durch Ortsbege-
hung

Schutzgut Mensch
 Wohnen / Wohnumfeld
 Erholung
 Gesundheit
 Bewertung:  Wohnfunktion,  Er-

holungswirksamkeit  der  Land-
schaft, gesundheitliche Wirkun-
gen der Umgebung

➔ Relevante  Auswirkungen  auf 
Wohnumfeld  und  Erholungs-
räume

 Landschaftsplan 
 Flächennutzungsplan

 Lärmtechnische Unter-
suchung 

Schutzgut Kultur- und Sachgüter
 Denkmale (Archäologische 

Denkmale, Kulturdenkmale)
 Geotope
➔ Abschätzung der zu erwarten-

den Beeinträchtigungen

 Landschaftsplan 
 Liste der Kulturdenkmale SH

-

Technischer Umweltschutz
 Ver- und Entsorgung
 Erneuerbare Energien
 Gefahrenpotenzial Unfälle
➔ Bewertung: Vorhaben mit maß-

geblichen Auswirkungen auf 
die Umwelt

 Planzeichnung und Begrün-
dung des Bebauungsplanes

-
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Sonstiges
 Rechtliche Bindungen und pla-

nerische Vorgaben
➔ Berücksichtigung umweltrele-

vanter Vorgaben in der Pla-
nung

 Landesentwicklungsplan, Regi-
onalplan

 Landschaftsprogramm, Land-
schaftsrahmenplan, Land-
schaftsplan

 Schutzgebiets- und Biotopver-
bundsystem

 Natura 2000
 Verordnungen (NSG, LSG)

-

20 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Im gesamten Plangeltungsbereich besteht Baurecht nach § 34 BauGB. Um nicht in bereits beste-
hendes Baurecht einzugreifen, sollen im Rahmen des aufzustellenden Bebauungsplans Nr. 45 nur 
solche Neubauvorhaben ermöglicht werden, für die auch heute schon Baurecht nach § 34 BauGB 
besteht. Es handelt sich damit um einen bestandserhaltenden Bebauungsplan.

In Bezug auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gilt, dass ein Ausgleich der Eingriffe ge-
mäß § 1a Absatz 3 Satz 3 BauGB nicht erforderlich ist, sofern die Eingriffe bereits vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Es sind somit keine Eingriffe zu bilanzieren 
oder auszugleichen. 

21 Artenschutzrechtliche Prüfung 

Durch die erforderliche Flächeninanspruchnahme und ggf. durch mögliche weitere Beeinträchti-
gungen infolge von Scheuchwirkungen und baubedingten Wirkfaktoren sind vorhabenbedingte 
Auswirkungen auf die Tier- und Pflanzenwelt nicht auszuschließen. Neben der schutzgutbezoge-
nen Betrachtungsweise, wurden die möglichen Auswirkungen geplanter Vorhaben auf die Belan-
ge des Artenschutzes auf Basis einer Potenzialanalyse artenschutzrechtlich relevanter Arten ge-
prüft. Neben der Ermittlung der relevanten, näher zu betrachtenden Pflanzen- und Tierarten ist die 
zentrale Aufgabe der artenschutzrechtlichen Prüfung, im Rahmen einer Konfliktanalyse mögliche 
artspezifische Beeinträchtigungen zu ermitteln und zu prüfen, ob für die relevanten Arten die spe-
zifischen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG eintreten.

21.1 Gesetzliche Grundlagen

Die Planung darf nicht gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen: 

– Tötungsverbot besonders geschützter Tierarten 
– Störungsverbot streng geschützter Tierarten 
– Verbot der Beschädigung oder Zerstörung von Lebensstätten besonders geschützter Tierar-

ten 
– Verbot der Entnahme, Beschädigung, Zerstörung besonders geschützter Pflanzen aus der 

Natur. 
Nach der Novelle des BNatSchG gelten für die Berücksichtigung des Artenschutzes bei Eingriffen 
im Bereich des Bau- und Fachplanungsrechts die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände (§ 44 
Abs. 1 BNatschG) nicht mehr für die national geschützten Arten, sondern nunmehr für die Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und für die europäischen Vogelarten. 

Ziel der artenschutzrechtlichen Prüfung ist es, eine fachliche Einschätzung bezogen auf die poten-
ziellen Vorkommen von Anhang IV-Arten der FFH-Richtlinie sowie der europäischen Vogelarten 

28



Gemeinde Bordesholm Begründung zum Vorentwurf
Bebauungsplan Nr. 45 „Bordesholmer Seeufer“ 04.04.2024

im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 45 zu geben und mögliche Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG (in der Fassung vom 29.07.2009, zuletzt geändert durch Artikel 1 G. v. 18.08.2021) 
sowie eventuell nötige Anträge auf Ausnahmen zu benennen. 

21.2 Bestimmung der für die Planung relevanten Arten 

Die Geländebegehung als Grundlage der Potenzialanalyse wurde am 05.09.2023 durchgeführt.

Zur Ermittlung von Vorkommen prüfrelevanter Arten im Betrachtungsgebiet erfolgte zudem die 
Auswertung der gängigen Werke zur Verbreitung von Tier- und Pflanzen-Arten in Schleswig-Hols-
tein.

21.3 Fledermäuse

Die Gebäude im Untersuchungsgebiet sind alle genutzt und dementsprechend gepflegt. Es befin-
den sich keine Gebäude mit auffälligen Verfallserscheinungen im Untersuchungsgebiet. Dennoch 
können auch in intakten Gebäuden Fledermausquartiere vorhanden sein. Das Potenzial ist zwar 
gering, aber nicht völlig auszuschließen. Nahezu alle Gebäude haben dieses geringe Potenzial für 
Fledermausquartiere, denn schon kleinste Beschädigungen (z.B. durch neugierige Marder) kön-
nen für Fledermäuse geeignete Öffnungen schaffen. Solch ein Potenzial ist praktisch in jedem Ge-
bäude Schleswig-Holsteins mit Sattel- oder Walmdach vorhanden. Ein besonderes Potenzial be-
steht hier jedoch nicht.

Die Bäume konnten nicht alle eingehend inspiziert werden, da viele sich auf Privatgrund befinden 
und zum Zeitpunkt der Begehung voll belaubt waren. In gepflegten Hausgärten sind allerdings 
anbrüchige Bäume mit größeren Höhlen selten, da sie als Gefahrenquelle i.d.R. entfernt werden. 

In den Kronenbereichen der größeren Bäume (die nicht völlig eingesehen werden können) kön-
nen kleine Fledermausquartiere in kleinen Nischen, Asthöhlen oder Spalten vorhanden sein. Win-
terquartiere sind hier wegen der dort  geringen Stamm- bzw. Astdurchmesser (< 50 cm) nicht 
möglich. 

Die Gärten können in ihrer Gesamtheit als potenzielles Jagdgebiet geringer Bedeutung eingestuft 
werden. Im Vergleich zur Umgebung sind sie nicht hervorzuheben.

Auch die Baumgruppen sind nicht so groß, dass ihre Bedeutung als potenzielles Nahrungsgebiet 
für die lokale Fledermauspopulation besonders hervorzuheben wäre.

Das B-Plangebiet hat nur ein geringes Potenzial für Fledermausquartiere, auch wenn in den Ge-
bäuden im Einzelfall Fledermausquartiere nicht ausgeschlossen werden können. Lediglich die vor-
handene Großbäume haben ein Potenzial für Sommerquartiere. Auch als Nahrungsgebiet ist das 
B-Plan-Gebiet potenziell von eher geringerer Bedeutung. Flugleitlinien sind nicht zu vermuten.

21.4 Europäische Vogelarten

Alle Arten brüten bzw. nutzen die Gehölzbereiche in den Gärten oder an den öffentlichen Wegen. 
Gebäudebrüter in den vorhandenen Bestandsgebäuden sind ebenfalls im Bestand anzunehmen. 
Da der ganze Bereich in einem stark von Menschen genutzten Bereich liegt, sind störungsemp-
findliche Arten oder Individuen ausgeschlossen. 

Bodenbrüter sind innerhalb der Rasenflächen und Gemüsebeete aufgrund der  intensiven Nut-
zung nicht zu erwarten. 

Insgesamt ist hier eine typische Vogelwelt des durchgrünten Siedlungsbereichs zu erwarten. Bio-
topstrukturen, die weiteren, besonderen Arten dauerhaften Lebensraum bieten können, sind im 
Plangeltungsbereich nicht vorhanden.
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Das Plangebiet kann in erster Linie als Brut- und Nahrungshabitat von häufig vorkommenden eu-
ropäischen Vogelarten genutzt werden.

21.5 Prüfung der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG

Mit dem Bebauungsplan soll der Bestand gesichert und eine ggf. mögliche Nachverdichtung / 
Baulückenschließung gesteuert, sowie die Erhaltung von Gehölzen und privaten Grünflächen ge-
sichert werden. 

Der grüngeprägte Charakter des Plangebiets soll erhalten bleiben. Im Falle einer Nachverdich-
tung / Baulückenschließung soll sich diese in den vorhandenen Gebietscharakter einfügen. Die 
Baugrenzen  ermöglichen  nur  geringfügige  bauliche  Erweiterungen  der  Bestandsgebäude,  es 
werden aber auch bisher unbebaute Baulücken mit Baugrenzen versehen. Zahlreiche Bäume im 
Plangebiet unterliegen dem Schutz der Baumschutzsatzung und dürfen ohne Genehmigung nicht 
entfernt werden. 

Die artenschutzrechtlich relevanten möglichen Eingriffe bestehen somit aus vereinzelten eventuel-
len Beseitigungen von Gehölzen und möglichen Gebäudeabrissen bzw. Gebäudeergänzungen. 

Konfliktanalyse Fledermäuse

Tötungsverbot (§44 Abs. 1 Nr. 1) 

Da in den älteren Bäumen potenziell Tagesverstecke vorhanden sein können, sind Bauzeitenfens-
ter einzuhalten, um Tötungen von Fledermäusen sicher auszuschließen. Die eventuell zukünftig zu 
fällenden Bäume dürfen nur im Zeitraum vom1.12. bis zum 31.1. des Folgejahres beseitigt wer-
den, da nur in dieser Zeit ausgeschlossen werden kann, dass  die Bäume von Fledermäusen be-
setzt sind. Bäume mit einem Stammdurchmesser > 30 cm sind vor Beseitigung durch einen Fach-
gutachter auf Fledermausbesatz zu prüfen. Bei Einhaltung dieser Fällfristen sind keine Konflikte 
mit den Verboten des § 44 BNatSchG zu erwarten. 

Um Tötungen bei  möglichen Gebäudeabbrüchen zu vermeiden, muss auch hier sichergestellt 
werden, dass die Eingriffe nicht in der Zeit  erfolgen, wo ein Besatz der Gebäude mit Fledermäu-
sen möglich wäre. Der Abbruch von Gebäuden ist nur innerhalb der Fledermauswinterquartierzeit 
vom 01.12. bis zum 31.01. des Folgejahres zulässig. Soll von dieser Frist abgewichen werden, 
kann vor der Rodung eine Fledermausbesatzkontrolle durch einen Fachgutachter durchgeführt 
werden. Fällt die Besatzkontrolle negativ aus, kann der Abbruch des Gebäudes auch außerhalb 
der festgesetzten Frist erfolgen.

Bei Einhaltung dieser Bauzeitenregelungen sind keine Verbotstatbestände nach § 44 BNatSChG 
berührt. 

Störungsverbot (§44 Abs. 1 Nr. 2) 

Da die Fledermäuse das Plangebiet nur sporadisch als Jagdgebiet nutzen und davon auszugehen 
ist, dass die tägliche Bauphase überwiegend außerhalb der Aktivitätszeit dieser Arten liegen dürf-
te, sind relevante Störungen einzelner Individuen nicht anzunehmen. Das Zugriffsverbot des § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG tritt demzufolge nicht ein.

Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von Lebensstätten (§44 Abs. 1 Nr. 3) 

Kleine Tagesverstecke (z.B. hinter abgeplatzten Baumrinden) sind im Habitatverbund weit verbrei-
tet. Sie sind zudem kurzlebig und entstehen durch natürliche Vorgänge neu an anderen Stellen. 
Analog zu Vogelnestern, die nur für eine Brutsaison genutzt werden, handelt es sich um kurzlebi-
ge Bestandteile des Habitatverbunds, deren Verluste kein artenschutzrechtliches Zugriffsverbot 
auslöst (vgl. LBV S & AfPE 2016, S. 21). 
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Das Jagdhabitat wird durch die Umsetzung der Planung beeinflusst, die Schwelle zum Eintritt der 
Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG wird aber nicht überschritten, da nur ein untergeordne-
ter Teilbereich eines großen Jadghabitats betroffen sein wird. 

Konfliktanalyse Brutvögel

Tötungsverbot (§44 Abs. 1 Nr. 1) 

Für die Brutvögel wird zur Vermeidung des Tötungsverbotes nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ei-
ne Bauzeitenregelung erforderlich. So kann es durch die mögliche Fällung der Bäume für die in 
Gehölzen brütenden Arten zu Verletzungen oder direkten Tötungen im Zuge möglicher Bauvor-
haben kommen, wenn die Gehölzschnittarbeiten während der Brutzeit durchgeführt werden. Bei 
Beachtung der Bauzeitenregelung, die gewährleistet, dass die erforderlichen Arbeiten außerhalb 
der Brutperiode der betreffenden Arten durchgeführt werden, können artenschutzrechtliche Ver-
botstatbestände vermieden werden. Die Brutzeit aller in den Gehölzen potenziell vorkommender 
Arten umfasst den Zeitraum zwischen Mitte März bis Mitte August. In dieser Zeit gilt ohnehin das 
gesetzlich vorgeschriebene Fällverbot: Das Fällen von Bäumen ist gem. § 39 Bundesnaturschutz-
gesetz in der Zeit vom 01. März bis 30. September eines Jahres verboten.

Unter Berücksichtigung dieser Schutzfrist ist davon auszugehen, dass das Zugriffsverbot § 44 Abs. 
1 Nr. 1 BNatSchG nicht verletzt wird. 

Störungsverbot (§44 Abs. 1 Nr. 2) 

Die potenziell hier vorkommenden Gehölzbrüter sind recht flexibel. Sie nutzen ein breites Spek-
trum an Nistmöglichkeiten und können vermutlich auf benachbarte Flächen ausweichen. Daher ist 
davon auszugehen, dass keine erhebliche Störung dieser Vogelarten durch die Baumaßnahme 
vorliegt, und sich der Erhaltungszustand der lokalen Population der betrachteten Vogelarten nicht 
verschlechtert. 

Ein Verbotstatbestand der Störung während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeit nach § 44 BNatSchG ist damit nicht gegeben. 

Verbot der Beschädigung oder der Zerstörung von Lebensstätten (§44 Abs. 1 Nr. 3) 

Der Bebauungsplan Nr. 45 dient in erster Linie der Bestandsicherung. Es werden nur geringfügige 
zusätzliche Flächen für die Bebauung vorgesehen. Die damit eventuell verbundenen Beseitigun-
gen von Brutstätten sind als nicht erheblich einzustufen. 

Für den Bebauungsplan Nr. 45 gilt die Privilegierung nach § 44 Abs. 5 BNatSchG, so dass in die-
sem Fall ein Verstoß gegen das Zugriffsverbot der Zerstörung von Lebensstätten nur dann zutrifft, 
wenn die ökologische Funktion der von dem Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten der Gehölz- und Bodenbrüter im räumlichen Zusammenhang nicht mehr gewährleistet wä-
re. 

Zusammenfassend ist davon auszugehen, dass - trotz der mögliche Entfernung einzelner Bäume 
und der Beseitigung der Bodenvegetation - die ökologische Funktion der von dem Vorhaben be-
troffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Gehölz- und Bodenbrüter im räumlichen Zusam-
menhang weiterhin erfüllt wird, bzw. sich die ökologische Gesamtsituation des vom Vorhaben be-
troffenen  Bereichs  im Hinblick  auf  die  Funktion  als  Fortpflanzungs-  und Ruhestätte  nicht  ver-
schlechtert. 

Damit liegt kein Verbotstatbestand der Beschädigung oder Zerstörung von Lebensstätten vor. 

Fazit 

Unter Berücksichtigung von Bauzeitenregelungen im Hinblick auf die möglichen Beeinträchtigun-
gen prüfrelevanter Brutvögel und Fledermäuse werden keine Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 Nr. 
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1 und Nr. 3 BNatSchG i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG berührt. Auch können erhebliche Störungen 
gemäß § 44  Abs. 1  Nr. 2 BNatSchG ausgeschlossen werden. Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 
BNatSchG ist demnach für keine der näher geprüften Arten bzw. Artengruppen erforderlich.

21.6 Artenschutzmaßnahmen

Folgende Bauzeitenregelungen sind einzuhalten: 

Die Rodung von Bäumen mit einem Stammdurchmesser von mehr als 30 cm ist nur innerhalb der 
Fledermauswinterquartierzeit vom 01.12. bis zum 31.01. des Folgejahres zulässig. Soll von dieser 
Frist  abgewichen werden,  muss  vor  der  Rodung eine  Fledermausbesatzkontrolle  durch  einen 
Fachgutachter durchgeführt werden. Fällt die Besatzkontrolle negativ aus, kann die Rodung des 
Baumes auch außerhalb der festgesetzten Frist erfolgen. 

Der Abbruch von Gebäuden ist nur innerhalb der Fledermauswinterquartierzeit vom 01.12. bis 
zum 31.01. des Folgejahres zulässig. Soll von dieser Frist abgewichen werden, kann vor der Ro-
dung eine Fledermausbesatzkontrolle durch einen Fachgutachter durchgeführt werden. Fällt die 
Besatzkontrolle negativ aus, kann der Abbruch des Gebäudes auch außerhalb der festgesetzten 
Frist erfolgen.

Gemeinde Bordesholm, .............................. ..............................................

Der Bürgermeister
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